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Margrit Seckelmann
Speyer

Transparenzschaffung oder neue 
Intransparenzen? 
Eine Bilanz der Föderalismusreform (2006/09) im 
Bereich der Wissenschaftspolitik

Wieso kann der Wechsel eines Meeresfor�
schungsinstituts aus der Wissenschafts�
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz 
e.V. zur Helmholtz�Gemeinschaft eine 
Medizinfakultät an einer Hochschule 
retten?1 Die Antwort darauf findet nur, 
wer sich mit dem deutschen Wissen�
schaftsföderalismus beschäftigt. Dessen 
„Entflechtung“ stand auf der Reforma�

genda der „Föderalismusreform“, die in ihren beiden Etappen von 2006 
und 2009 sich mit einer Neuverteilung der Gesetzgebungs�, Verwaltungs� 
und Finanzierungskompetenzen im deutschen Bundesstaat beschäftigte.2

Betrachtet man die Ergebnisse dieser Reform, so entsteht der Ein�
druck, dass im Zuge der beabsichtigten Transparenzschaffung im „verfas�
sungsrechtlichen Halbdunkel“3 des bundesdeutschen Föderalismus neue 
‚schattige Plätzchen’ entstanden sind.

1. Die erste Stufe der Föderalismusreform im Jahr 2006

Mit einem hochambitionierten Ziel versuchte das erste Gesetz zur Ände�
rung des Grundgesetzes vom 28. August 2006,4 das zum 1. September 

1  Kieler Meeresforschung soll unter neues Dach – Bundesforschungsministerin Schavan 
kündigt Wechsel des IFM�GEOMAR in die Helmholtz�Gemeinschaft an, Pressemittei�
lung des IFM geomar vom 09.07.2010, abrufbar unter http:��www.ifm�geomar.de�index.
php?id=537&tx_ttnews[tt_news]=604&tx_ttnews[backPid]=551&cHash=dfbc9f3e49 
(13.08.2010), dazu auch Seckelmann�Lange�Horstmann 2010b.
2  Hierzu vgl. die Beiträge in Seckelmann�Lange�Horstmann 2010a.
3  so plastisch für den Gemeinsamen Bundesausschuss im Arzneimittelwesen Kingreen 2006: 
877ff.
4  52. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 22, 23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 
84, 85, 87c, 91a, 91b, 93, 98, 104a, 104b, 105, 107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c) vom 28. 



20 die hochschule 1/2011

2006 in Kraft trat, die Kompetenzen im Wissenschafts� und Bildungsbe�
reich neu zu arrondieren.5 Im Bereich von Gesetzgebungs� und Verwal�
tungskompetenzen sollte die sogenannte „erste Etappe“ der Föderalismus�
reform („Föderalismusreform I“, die meisten Finanzierungskompetenzen 
wurden auf die zweite Etappe der Föderalismusreform vertagt) eine stär�
kere Transparenz hinsichtlich der Aufgaben und ihrer Wahrnehmung im 
Bundesstaat herzustellen und die formelle Zuständigkeit und die faktische 
Aufgabenwahrnehmung wieder kongruent werden lassen.6

1.1 Die Aufhebung der Rahmengesetzgebungskompetenz des Art. 
75 GG und die neue konkurrierende Kompetenz nach Art. 74 
Abs. 33 GG

Die Rahmengesetzgebungskompetenz des Art. 75 GG wurde aufgehoben, 
auf deren Grundlage das für die Kooperation zwischen Bund und Ländern 
so wichtige Hochschulrahmengesetz erlassen worden war; allerdings wur�
de mit Artikeln 125a, 125b GG eine Übergangsregelung bis zur (noch aus�
stehenden) Aufhebung des Hochschulrahmengesetzes geschaffen. Nach 
Art. 125a Abs. 1 GG gilt Bundesrecht, das unter anderem wegen der Auf�
hebung des Art. 75 GG nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden könn�
te, als Bundesrecht fort, kann aber durch Landesrecht ersetzt werden.7 

Die Gründe für die Aufhebung der Rahmengesetzgebungskompetenz 
sind vielfältig. Einer davon war, dass man das zweistufige Verfahren der 
Rahmengesetzgebung als zu zeitraubend empfunden hatte.8 Auch hatte der 
Bund in der Vergangenheit beim Gebrauchmachen von seiner Gesetzge�
bungskompetenz vor allem seit der Bundestagswahl von 1998 gleichsam 
‚den Bogen überspannt’ (1994 waren die entsprechenden Anforderungen 
an die „Erforderlichkeit“ bundeseinheitlicher Regelung nach Art. 72 Abs. 
2 GG, auf den Art. 75 Abs. 1 GG verwies, wirksam geworden). 

Die rot�grüne Bundesregierung hatte 2002 mit der fünften Novelle des 
Hochschulrahmengesetzes die Rahmenbedingungen für Beschäftigungs�
verhältnisse an Hochschulen neu geregelt: Der Abschluss von befristeten 

August 2006, BGBl I (2006): 2034. Vgl. auch das einfachgesetzliche Föderalismusreform�
Begleitgesetz vom 5. September 2006, BGBl. I (2006): 2098.
5  Für das hier einschlägige Gebiet der Bildung und Wissenschaft vgl. u.a. Schmidt�Aßmann 
2007: 405; Karpen 2006: 271 und die Beiträge in Seckelmann�Lange�Horstmann 2010b.
6  Zu den Gründen für die Neugestaltung vgl. u.a. Kirchhof 2006: 288; Korioth 2009 und die 
Beiträge in Seckelmann�Lange�Horstmann 2010a.
7  Zu den damit verbundenen Problemen vgl. Lindner 2007: 180; Seckelmann 2009.
8  Haug 2004: 193.
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Arbeitsverträgen solle nur noch bis zu sechs Jahren vor und sechs Jahren 
nach der Promotion zulässig sein. Zugleich wurde als verpflichtende Re�
gelqualifikation an Stelle der Habilitation eine „Juniorprofessur“ einge�
führt.9 Das Bundesverfassungsgericht entschied10 in einer länderfreundli�
chen (restriktiven)11 Interpretation der Rahmengesetzgebungskompetenze
n,12 dass der Bund mit dem Fünften Änderungsgesetz zum Hochschulrah�
mengesetz von Januar 200213 seine Kompetenz zur Rahmengesetzgebung 
im Hochschulbereich durch eine zu feine Detailsteuerung überschritten 
habe: Das betreffe vor allem die Setzung von Vorgaben zur Einführung 
der Juniorprofessur als „Königsweg“ zur ordentlichen Professur (und die 
damit einhergehende faktische Abschaffung der Habilitation).14 

Ähnlich entschied das Bundesverfassungsgericht15 bezogen auf das 
bundesweite Verbot von Studiengebühren durch das Sechste Änderungs�
gesetz zum Hochschulrahmengesetz von August 200216. Aufgrund des 
Verweises in Art. 75 Abs. 1 Nr. 1a GG alter Fassung (a. F.) auf Art. 72 
GG („unter den Voraussetzungen des Artikels 72 GG“) sei auch für die 
Rahmengesetzgebung nach Art. 75 GG a. F. wie bei Art. 72 Abs. 2 GG 
eine „Erforderlichkeit“ bundeseinheitlicher Regelung Voraussetzung. 
Eine Erforderlichkeit bundeseinheitlicher Regelung zur Einführung der 
Juniorprofessur als Regelqualifikation zur ordentlichen Professur sei aber 
ebenso wenig wie beim Verbot von Studiengebühren zu erkennen. Es sei 
nicht ersichtlich, dass der vom Bundesgesetzgeber geltend gemachte Re�
gelungsbedarf von den Ländern durch eigenständige Maßnahmen entwe�
der gar nicht oder nur durch mit den anderen Ländern abgestimmte Rege�
lungen hätte bewältigt werden können.17

9  Fünftes Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes und anderer Vorschriften vom 
16. Februar 2002, BGBl. I (2002): 693.
10  Dazu Scharpf 2009: 93 ff., 104, 120; vgl. auch den Beitrag von Scharpf in diesem Band.
11  Vgl. bereits zuvor BVerfGE 106, 62, 143 ff.
12  BVerfG vom 27.07.2004, BVerfGE 111, 226, 252.
13  Fünftes Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes und anderer Vorschriften 
vom 16. Februar 2002, BGBl. I (2002): 693.
14  BVerfG vom 27.07.2004, BVerfGE 111, 226, 252.
15  BVerfG vom 26.01.2005, BVerfGE 112, 226, 244.
16  Sechstes Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes vom 8. August 2002, BGBl. 
I (2002): 3138.
17  Scharpf 2006: 316 f.; Scharpf 2009: 93 ff., 104, 120; vgl. zum �rteil auch Depenheuer 
2005: 83; Gärditz 2005: 157. Die „Erforderlichkeitsklausel“ war 1994 an die Stelle der sog. 
„Bedürfnisklausel“ getreten, vgl. Scharpf 2010.
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Die Neuordnung der Kompetenzen gewährte dem Bund im Bereich 
des Hochschulrechts die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz hin�
sichtlich der Zulassung und der Abschlüsse (Art. 74 Abs. 1 Nr. 33 GG).18 
Allerdings wurde den Ländern nach Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 6 GG (neu) 
in diesem Bereich ein Abweichungsrecht eingeräumt. Mit Ausnahme der 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Förderung der 
„wissenschaftlichen Forschung“ (Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 2. Alt. GG) sowie 
der Ausbildungsförderung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 1. Alt. GG) fielen die 
weiteren Kompetenzen im Wissenschaftsrecht den Ländern zu.

1.2 Zu den Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a und b GG

Im Bereich der Verwaltungskompetenzen wurde der Hochschulbau aus 
einer pflichtigen Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91a Abs. 1 Nr. 1 GG 
in eine fakultative Gemeinschafts�(bzw. Kooperations�)aufgabe19 zum 
Zusammenwirken bei „Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich 
Großgeräten“ Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GG umgewandelt.20 Der Begriff 
der „Forschungsbauten“ ist wohl enger als derjenige der „Hochschulbau�
ten“ zu verstehen, der auch die Lehre betraf; auch kristallisierten sich durch 
entsprechende Dokumente des Wissenschaftsrats21 Auslegungshilfen und 

18  Die beamtenrechtlichen Bestimmungen des Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG bleiben nachfolgend 
außer Betracht, vgl. zu diesem Thema Oeter 2007: 36 f., Rdnr. 64. Ebenso wird der Frage der 
Bundeskompetenz im Bildungswesen für die außerschulische berufliche Bildung (Art. 74 Nr. 
11 GG „Recht der Wirtschaft“ bzw. Nr. 12 „Arbeitsrecht“) und die frühkindliche Betreuung 
(str., vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) nicht weiter nachgegangen. 
19  Es ist in der juristischen Literatur umstritten, ob sich der Begriff „Gemeinschaftsaufgaben“ 
nur auf die Legaldefinition des Art. 91a GG bezieht oder ob – wie es zumindest überwiegend 
verstanden wurde, dieser Begriff in einem untechnischen Verständnis auch Art. 91b GG mit�
einbezieht, der unter der alten Überschrift „Gemeinschaftsaufgaben“ (jetzt „Gemeinschafts�
aufgaben, Verwaltungszusammenarbeit“) des Abschnitts VIIIa des Grundgesetzes zusammen 
mit Art. 91a GG firmierte. Man unterschied insoweit klassisch nach Gemeinschaftsaufgaben 
„im engeren Sinne“ oder „echten“ Gemeinschaftsaufgaben und solchen „im weiteren Sinne“ 
(oftmals auch unschön „unechte“ Gemeinschaftsaufgaben genannt). Zu den letzteren wurde 
auch die Investitionshilfekompetenz des Art. 104 Abs. 4 GG a. F. gerechnet, der aber durch 
den neuen Art. 104b GG ersetzt wurde, (Mitfinanzierungs� bzw. Investitionshilfekompetenz) 
des Art. 104b GG, vormals Art. 104a Abs. 4 GG, zur klassischen Diskussion vgl. Mager 
2003: Kommentierung zu Art. 91a GG, Rdnr. 1, 5, 8; so auch Volkmann 2005: Kommentie�
rung zu Art. 91a GG, Rdnr. 1. Hier soll ein praxisorientiertes weites Verständnis des Begriffs 
zugrunde gelegt werden und die Art. 91b Abs. 1 und 2, Art. 91c Abs. 12, 91d, 91e Abs. 1 als 
„fakultative Gemeinschaftsaufgaben“ bezeichnet werden.
20  Näheres bei Schmidt�Aßmann 2007.
21  Die Anforderungen an die gemeinschaftliche Finanzierbarkeit von Forschungsbauten er�
geben sich im Einzelnen aus der in Fn. 86 zitierten Ausführungsvereinbarung. Materielle 
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eine entsprechende Praxis heraus.22 Nichtsdestotrotz bestehen (verfas�
sungsrechtlich nicht unbedenkliche) �nklarheiten wegen „der beinahe un�
möglichen Abgrenzbarkeit von Forschung und Lehre an Hochschulen“.23 
Bund und Länder können bei Forschungsbauten in Fällen überregionaler 
Bedeutung zusammenwirken. Weil bei den fakultativen Gemeinschafts�
aufgaben grundsätzlich keine Sperrwirkung für die fraglichen Aufgaben 
entfaltet wird,24 können die Länder im Hinblick auf die Forschungsbauten 
grundsätzlich auch eigene Lösungen, solche ohne Beteiligung des Bundes 
und bilaterale Lösungen zwischen dem Bund und einzelnen Ländern an�
streben.

Im Sinne einer weiteren Entflechtung wurden auch die Bestimmungen 
über die die gemeinsame Rahmenplanung nach Art. 91a Abs. 3 GG a. F. 
sowie das �nterrichtungsrecht nach Art. 91a Abs. 5 GG a. F. aufgehoben. 
Zur Kompensation für die bisher den Ländern zufließenden Bundesmittel 
wurde in Form des (neuen) Art. 143c Abs. 1 GG eine neue Übergangsrege�
lung bis zum 31. Dezember 2019 geschaffen, die die Höhe der Verteilung 
der Mittel auf die Länder regelt und durch das Entflechtungsgesetz als 
Teil des Föderalismusreformbegleitgesetzes weiter konkretisiert wird.25 
Art. 143c GG enthält in seinem Abs. 3 eine Evaluationsklausel, die eine 
Überprüfung der Übergangsregelung bis Ende 2013 und einen Wegfall der 
Zweckbindung (gemäß Art. 143c Abs. 2 GG) der betreffenden Gelder ab 
1. Januar 2014 vorsieht.

Bei den fakultativen Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91b GG verlor 
die Bildungsplanung ihren Status als Gemeinschaftsaufgabe (vormals Art. 
91b S. 1 1. Alt. GG). Statt der zuvor in „Fällen überregionaler Bedeutung“ 
gemeinschaftlich förderbaren „Einrichtungen und Vorhaben der wissen�
schaftlichen Forschung“ nach Art. 91b S. 1 2. Alt. GG a. F. wurden zwei 
Kategorien gebildet: Die gemeinschaftlich förderbaren „Einrichtungen 
und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung außerhalb von Hochschu�
len“ (Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GG) und die „Vorhaben der Wissenschaft 
und Forschung an Hochschulen“ (Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GG). Förde�
rungswürdig sind in „Fällen überregionaler Bedeutung“ an Hochschulen 

Anforderungen sind definiert in den „Grundsätzen zur Begutachtung von Forschungsbauten 
einschl. Leitfaden für die Antragstellung“ (WR�Drs. 7725�07)
22  Schlegel 2008: 48. Zum Hochschulbau vgl. Wiesner 2010.
23  Heun 2008b: Kommentierung zu Art. 91b Rdnr. 13.
24  So die herrschende Meinung in der Jurisprudenz, genauer aber Mager 2003: Kommentie�
rung zu Art. 91b GG, Rdnr. 22.
25  Föderalismusreform�Begleitgesetz vom 5. September 2006, BGBl. I: 2098, Heun 2008a: 
Kommentierung zu Art. 91a, Rdnr. 2.
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(anders als an außeruniversitären Forschungsinstituten) nur noch „Vorha�
ben“, was für eine Projektförderung statt einer institutionellen Förderung 
spricht,26 zugleich wurde der Begriff aber gegenständlich gegenüber der 
Lage vor der Föderalismusreform auch erweitert, da er wohl nunmehr 
auch Vorhaben der Lehre als Subkategorie der Wissenschaft (neben der 
anderen anerkannten Subkategorie ‚Forschung’27) mit umschließt.28 Ver�
einbarungen nach Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GG bedürfen der Zustimmung 
aller Länder (also der Einstimmigkeit, vgl. Art. 91b Abs. 1 S. 2 GG).

Gleichsam als Kompensation für den Verlust der Bildungsplanung 
(oder aber als deren Fortführung ‚mit anderen Mitteln’29) erlaubt der neu 
in das Grundgesetz aufgenommene Art. 91b Abs. 2 GG eine gemeinschaft�
liche Aufgabenwahrnehmung in einem neuen Feld: den Bildungsverglei�
chen, Berichten und Empfehlungen.30 Obwohl das Ziel der ‚Entflechtung’ 
einer der ‚Leitsterne’ der Föderalismusreform in ihren beiden Etappen war, 
wurde in Form des Art. 91 Abs. 2 GG eine neue Gemeinschaftsaufgabe 
in das Grundgesetz aufgenommen. Ein Widerspruch? Dieses wurde von 
der Bundestags� und Bundesratsmehrheit verneint, da den Bildungsver�
gleichen, Berichten und Empfehlungen – ähnlich wie dem interföderalen 
Benchmarking, das in der zweiten Stufe der Föderalismusreform als Art. 
91d GG Eingang in das Grundgesetz fand31 – ein wettbewerbssteigernder 
Effekt zugeschrieben wurde, der ganz im Sinne der Ziele der Transpa�
renzschaffung über die Leistungsfähigkeit von Körperschaften des öffent�
lichen Rechts sei.32 Außerdem mussten die internationalen Vergleichsstu�
dien im Bildungsbereich (PISA, IGL�, TIMSS) im deutschen Bundesstaat 
irgendwie koordiniert werden.33

26  Zu den Auswirkungen auf die gemeinschaftliche Förderung der Exzellenzinitiative vgl. 
Sieweke 2009a.
27  BVerfG vom 29. Mai 1973, BVerfGE 35, 79, 113, st. Rspr. und h. M. im Schrifttum, diffe�
renzierend aber u.a. Hailbronner 1979: 73 ff.; Trute 1994. 
28  Hellermann 2007b: Rdnr. 300; Schlegel 2008: 48; Trute 2008: 314.
29  Dazu Guckelberger 2008: 268; Guckelberger 2010.
30  Dazu Guckelberger 2008, Guckelberger 2010; Heun 2008b: Kommentierung zu Art. 91b 
Rdnr. 21; Siekmann 2009, Kommentierung zu Art. 91b Rdnr. 14; Rdnr. 21 f.
31  Dazu u. a. Seckelmann 2009; Sichel 2009.
32  Vgl. die Begründung im Entwurf eines Begleitgesetzes zur Föderalismusreform, Geset�
zesantrag der Länder Baden�Württemberg, Bremen vom 24.03.2009, Bundesrat, Drucksache 
263�09: 16 und 20. Zu den OE�D�Studien vgl. auch von Bogdandy�Goldmann 2008. 
33  Näheres hierzu bei Guckelberger 2010.
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1.3. Zum Recht der Finanzierungshilfen und zum sogenannten 
„Kooperationsverbot“ (Art. 104b GG)

Obwohl die meisten Finanzfragen auf die zweite Etappe der Föderalis�
musreform ‚vertagt’ wurden, wurde die Kompetenz des Bundes zur be�
darfsbezogenen Finanzierung von Länderaufgaben im verändert. Während 
der Bund nach Art. 104a Abs. 4 S. 1 GG a. F. den Ländern „Finanzhil�
fen für besonders bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände) gewähren [konnte], die zur Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder zum Ausgleich unter�
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums erforderlich“ seien, so kann nach dem neuen 
Artikel 104b Abs. 1 (S. 1) der Bund den Ländern in entsprechenden Fällen 
Finanzhilfen nur noch auf Gebieten gewähren, auf denen der Bund über 
eine Gesetzgebungskompetenz verfügt. Im Rahmen der Föderalismusre�
form II kam eine „Notkompetenz“ für Naturkatastrophen oder außerge�
wöhnliche Notsituationen nach dem neuen Art. 104a Abs. 1 S. 2 GG hinzu. 
Die Beschränkung auf die Bereiche, in denen (außer in den 2009 ergänz�
ten außergewöhnlichen Notfällen) dem Bund die Gesetzgebungskompe�
tenz zusteht, bedeutete grundsätzlich das Ende einer gemeinschaftlichen 
Bildungsfinanzierung, da der Bund im Bildungsbereich mit Ausnahme 
der Ausbildungsbeihilfen (Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 1. Alt. GG), der früh�
kindlichen Bildung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) (außerschulischen) berufli�
chen Bildung (einschließlich der entspr. Weiterbildung, vgl. Art. 74 Abs. 
1 Nr. 11 GG „Recht der Wirtschaft“ bzw. Nr. 12 „Arbeitsrecht“) und – als 
grundgesetzlich erlaubtem Kooperationstatbestand – der Leistungsver�
gleichsstudien nach Art. 91b Abs. 2 GG über keine Kompetenzen verfügt 
(zur Kostentragung bei den Vergleichsstudien vgl. Art. 91b Abs. 3 GG).34 

Art. 104b Abs. 1 GG wird in der öffentlichen Diskussion oftmals als 
„Kooperationsverbot“ bezeichnet, genauer wäre aber eigentlich eine Be�
zeichnung als „Kooperationserlaubnis“, denn er durchbricht für die ge�
nannten Fälle den Grundsatz getrennter Ausgabentragung der Gebiets�
körperschaften (Art. 104a Abs. 1 GG, „soweit dieses Grundgesetz nichts 
anderes bestimmt“). Daher wurde – wie erwähnt – die Vorgängerregelung 
des Art. 104b, der Art. 104a Abs. 4 GG, sogar oftmals als eine „unechte“ 
Gemeinschaftsaufgabe angesehen. Das ‚Verbot’ selbst ergibt sich also aus 
Art. 104a Abs. 1 GG, Art. 104b GG regelt hingegen eine Kooperationser�

34  Genaueres zu den Kompetenzen im Bildungsbereich, auch zu der hier nicht behandelten 
frühkindlichen Betreuung vgl. Guckelberger 2010. 
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laubnis; aber da diese nicht mehr den �mfang des status quo ante vor der 
Föderalismusreform hat, lässt sich für Art. 104b GG wohl von einer „teil�
weise nicht [mehr] vorhandenen Kooperationserlaubnis“ sprechen.

Wie dem auch sei, es bleibt festzuhalten, dass der Bund im Bildungs�
bereich nur in den oben genannten „Nischen“35 über eine Gesetzgebungs�
kompetenz verfügt. Im Wissenschaftsbereich stellt sich die Situation 
etwas günstiger dar. Jenseits der Bundeskompetenz zur Regelung der wis�
senschaftlichen Forschung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 2. Alt. GG und der 
Hochschulzulassung und �abschlüsse (Art. 74 Abs. 1 Nr. 33 GG) besteht 
eine fakultative Kooperationsmöglichkeit im Hochschul� und Forschungs�
bereich für die Fälle des Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 1�3 GG, die insoweit den 
Grundsatz getrennter Aufgaben� und Ausgabentragung nach Art. 104a GG 
durchbrechen.

2. Probleme der Wissenschaftspolitik nach der ersten 
 Stufe der Föderalismusreform

Nach Inkrafttreten der Grundgesetzänderung haben Bund und Länder 
mehrere Vereinbarungen abgeschlossen, um der neuen kompetenzrecht�
lichen Zuordnung im Bildungs� und Hochschulbereich Rechnung zu 
tragen.36 Das Verwaltungsabkommen über das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern gemäß Art. 91b Abs. 2 GG vom 4. Juni 2007 stellt 
eine Rechtsgrundlage der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
in Fragen betreffend die Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungs�
wesens im internationalen Vergleich dar.37 Die Ausführungsvereinbarung 
über die gemeinsame Förderung von Forschungsbauten an Hochschulen 
einschließlich Großgeräten trat am 21. Mai 2007 in Kraft und regelt die 
Finanzierung von Investitionsvorhaben staatlicher und nicht�staatlicher 
akkreditierter Hochschulen von „herausragender wissenschaftlicher Qua�
lität“ und „nationaler Bedeutung“.38

35  Seckelmann�Lange�Horstmann 2010b.
36  Näheres dazu bei Schlegel 2008: 49 ff.
37  Verwaltungsabkommen über das Zusammenwirken von Bund und Ländern gemäß Artikel 
91b Abs. 2 des Grundgesetzes (Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im 
internationalen Vergleich) vom 4. Juni 2007, BAnz 2007: 5861 bis 5862. Weiteres dazu bei 
Schlegel 2008: 50 und im Beitrag von Guckelberger in diesem Band.
38  Ausführungsvereinbarung über die gemeinsame Förderung von Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich Großgeräten – Ausführungsvereinbarung Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich Großgeräten (AV�FuG) – vom 21. Mai 2007, BAnz 2007: 5863, 
zuletzt geändert durch das Verwaltungsabkommen vom 11. September 2007 zwischen Bund 
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Mit dem Ende der vor 2006 bestehenden möglichen Bildungsplanung 
war auch die Frage nach der Zukunft der Bund�Länder�Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) gestellt. Zum 18. Sep�
tember 2007 trat daher ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund und 
Ländern über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz 
(GWK) in Kraft. Die GWK löste zum 1. Januar 2008 die BLK ab, die 
Ende 2007 ihre Arbeit einstellte. Die GWK bekam im Wesentlichen die 
Aufgaben der BLK im Bereich der Forschungsförderung übertragen.39

Es zeigte sich allerdings rasch, dass das Bestreben nach mehr Trans�
parenzschaffung hinsichtlich der rechtlichen und der faktischen Kompe�
tenzen der Gebietskörperschaften um einen hohen Preis erkauft worden 
war. Denn die weitgehende Entflechtung der Verwaltungskompetenzen 
im Rahmen der Föderalismusreform I war in der Praxis alles andere als 
unproblematisch. Arthur Benz hat einmal davon gesprochen, dass im 
Rahmen der Föderalismusreform I der Weg in die „Entflechtungsfalle“40 
beschritten worden sei. Denn die vor 2006 (insbesondere bezüglich des 
Hochschulbaus) bestehenden Regelungen über die Durchführung der Ge�
meinschaftsaufgaben hatten trotz aller damit verbundenen Intransparen�
zen des Verfahrens Informationsasymmetrien zwischen den Ländern und 
dem Bund weitgehend vermieden.

Auch die neueren Instrumente der Anreizsteuerung, die der Bund zur 
punktuellen Förderung zum Zwecke der Exzellenzsteigerung der Hoch�
schulen anbieten wollte oder anbot, schienen plötzlich verfassungsrecht�
lich bedenklich zu werden. Das gilt namentlich für die im Jahr 2005 
zwischen Bund und Ländern, also noch vor der Föderalismusreform, ver�
einbarte Exzellenzinitiative für Hochschulen im Bereich der Forschung. 
Nunmehr entstand �nsicherheit, ob deren Durchführung aufgrund eines 

und Ländern über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz, BAnz 2007: 
7787 vom 18. Oktober 2007; zu dieser Vereinbarung Schlegel 2008: 50 f.
39  Nähere Hinweise bei Schlegel 2008: 51 ff.; Seckelmann 2010b.
40  Benz 2008a: 180; ähnlich Benz 2008b: „over�regulated federalism“.
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Verwaltungsabkommens, der sogenannten „Exzellenzvereinbarung“ zwi�
schen Bund und Ländern,41 überhaupt verfassungsrechtlich zulässig sei.42

Interessanterweise wurde am 19. Oktober 2007 bei der Entscheidung 
über die sogenannte „Zweite Runde“ der „Exzellenzinitiative“ gerade ein 
„Zukunftskonzept“ ausgezeichnet, das den Entflechtungstendenzen zwi�
schen Bund und Ländern diametral entgegenstand: Das Karlsruhe Institu-
te of Technology (KIT) setzte auf die Kooperation einer Hochschule (TH 
Karlsruhe, hauptsächlich vom Land gefördert) mit einem Forschungsins�
titut der Helmholtz�Gemeinschaft (Forschungszentrum Karlsruhe, FZK, 
90 % vom Bund gefördert). Dies rief bei einer Betonung des �niversitäts�
charakters des fusionierten Ganzen nicht zuletzt deswegen Zweifel hin�
sichtlich der Verfassungskonformität hervor, da die Förderung des „Zu�
kunftskonzepts“ (jenseits des hier wohl nicht einschlägigen Art. 104b Abs. 
1 GG) nur auf Art. 91b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 GG stützbar war und damit 
entweder ein (zeitlich begrenztes) Vorhaben an Hochschulen (Nr. 2) oder 
aber eine Forschungseinrichtung außerhalb von Hochschulen (Nr. 1) dar�
stellen musste – was angesichts der Dauerhaftigkeit der Fusion von FZK 
und TH als nicht unproblematisch erscheint.43

Zusammen mit der Exzellenzinitiative wurde der „Pakt für Forschung 
und Innovation“ verabschiedet, der zum Ziel hatte, die sogenannten „Lis�
sabon�Kriterien“ zu Steigerung des Anteils der auf die Forschung und Ent�
wicklung in den Mitgliedsstaaten der Europäischen �nion aufgewende�

41  Bund�Länder�Vereinbarung gemäß Art. 91b des Grundgesetzes (Forschungsförderung) 
über die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder zur Förderung von Wissenschaft 
und Forschung an deutschen Hochschulen vom 18.7.2005, BAnz 2005: 13347, sowie die 
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91b Abs. 1 Nr. 2 des 
Grundgesetzes über die Fortsetzung der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder zur 
Förderung von Wissenschaft und Forschung an deutschen Hochschulen vom 24. Juni 2009, 
BAnz 2009: 2416; dazu Siekmann: Kommentierung zu Art. 91b, Rdnr. 7, 27; Sieweke 2009a. 
Probleme ergeben sich vor allem im Hinblick auf den Parlamentsvorbehalt, der für einen 
Staatsvertrag spräche, vgl. Trute 2008: 318. Zur Exzellenzinitiative vgl. auch Möllers 2009, 
die Beiträge in Leibfried 2010 sowie Lange 2010.
42  Zum Streitstand vgl. Sieweke 2009a sowie Siekmann: Kommentierung von Art. 91b, 
Rdnr. 7, 27; zur Exzellenzinitiative selbst und deren Auswirkungen auf das deutsche Wissen�
schaftssystem vgl. Münch 2007.
43  Sieweke (2009b: 292) stuft ergebnisorientiert „das KIT verfassungsrechtlich vollständig 
als Hochschule“ ein, bestreitet den (zeitlich begrenzten) Vorhabenscharakter und verneint 
konsequenterweise die Verfassungskonformität, dagegen mit Hinweis auf die Gesetzesbe�
gründung und die Trennbarkeit des universitären Bereichs vom Institutsbereich: Wagner 
2010: 134. Zum KIT vgl. auch Hohn 2010.
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ten Gelder auf 3% des Bruttoinlandsprodukts zu umzusetzen.44 Auch der 
Hochschulpakt 2020 ist an dieser Stelle zu erwähnen.45

Ein anderes Beispiel, das weniger die Gemeinschaftsaufgaben als an�
dere Formen der Rückführung kooperations� und koordinationsrechtlicher 
Elemente betrifft, ist die Vergabe von Studienplätzen. Der oft als zu bü�
rokratisch geschmähten Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS) wurden die meisten Koordinationskompetenzen ab� und den Hoch�
schulen zuerkannt. Die Folge war, dass viele �niversitäten ohne die geeig�
nete EDV hierfür zu haben, von Bewerbern gleichsam ‚überrannt’ wurden. 
Die ZVS wurde in eine „Stiftung für Hochschulzulassung“ als Service�
Agentur für die Hochschulen und Bewerbungsplattform umgewandelt.46 
Auf die gleichfalls virulente Frage der frühkindlichen Betreuung47 soll an 
dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden. 

Es bleibt festzuhalten, dass bestimmte Aufgaben einen kooperativen 
Föderalismus voraussetzen oder erfordern, das gilt insbesondere für die 
Bereiche, in denen – wie im Falle des Art. 91b Abs. 2 GG internationale 
Fragen berührt sind oder sich aufgrund europarechtlicher Vorgaben (wie 
im Falle des Art. 91c Abs. 1 GG) koordinative Erfordernisse ergeben.

3.  Fazit

Während die erste Etappe der Föderalismusreform von 2006 im Zeichen 
der Entflechtung stand, fanden in der zweiten Etappe von 2009 (und seit�
dem) Kooperationstatbestände wieder Eingang in das Grundgesetz. Die 
Einführung der Artikel 91c und d GG im Rahmen der „Föderalismusre�
form II“ in das Grundgesetz und die im Jahr 2010 erfolgte Aufnahme des 
Art. 91e zur verfassungsrechtlichen Absicherung der Zusammenarbeit von 
Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden bei der Verwaltung 
in sogenannten „Jobcentern“ ist in diesem Zusammenhang ebenso zu nen�
nen wie die Aufnahme der Kompetenz zur finanziellen ‚Nothilfe’ in Art. 
104b Abs. 1 S. 2 des Grundgesetzes im Jahre 2009.

44  Dazu Schlegel 2008: 54 ff.
45  Auch dessen Verfassungskonformität ist umstritten, da es sich um ein Verwaltungsabkom�
men (und nicht um einen Staatsvertrag) handelt, vgl. zur Frage des Parlamentsvorbehalts 
Trute 2008: 311 f. Zum Hochschulpakt 2020 vgl. auch Schlegel 2008: 56 ff. sowie den Bei�
trag von Lange 2010.
46  http:��hochschulstart.de.
47  Zur Lösung dieses Problems vgl. Scharpf 2009: 113 ff.
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Bildung und Wissenschaft gleichen im Bundesstaat Kollektivgütern.48 
Nach dem aktuellen Hochschulzulassungsrecht kann niemand, der be�
stimmte Voraussetzungen (Abitur, einen bestimmten Notendurchschnitt) 
erfüllt, vom Zugang ausgeschlossen werden.49 Bei aller wünschenswerten 
und produktiven Konkurrenz endet die „Einheit der Wissenschaft“50 nicht 
an den Grenzen der Bundesländer, sondern setzt übergreifende Verfahren 
und Institutionen voraus.51 Sofern keine „nachlaufenden“ Studiengebüh�
ren eingeführt werden, ist es nicht zu sanktionieren oder zu verrechnen, 
dass einige Länder weniger Studienplätze anbieten als sie Abiturienten 
hervorbringen oder – im umgekehrten Falle – zu „belohnen“ dass an ei�
nigen �niversitätsstandorten spezielle Fächer für das ganze Bundesgebiet 
gepflegt werden.52

So lange das so ist, sind die solventeren und die schülerreichen Bun�
desländer in besonderem Maße herausgefordert. Bliebe es bei der aktu�
ellen Rechtslage, so könnte man verfassungsrechtlichen Rechtsfigur der 
Bundestreue53 heranziehen.54 Es ließe sich überlegen, ob dieser planungs�
rechtliche Grundsatz nicht auch zur Sicherstellung der Erfüllung des aus 
Art. 12 Abs. 1 GG folgenden Rechts auf Hochschulzugang, und der aus 
Art. 5 Abs. 3 GG folgenden Funktionsgewährleistungsansprüche auf an�
gemessene Mittelausstattung der einzelnen Hochschullehrer55 spätestens 
dann eine �nterstützung der weniger solventen Bundesländer durch die 
solventeren erfordert, wenn die gemäß Art. 143c GG übergangsweise 
weitergezahlten Mittel im Hochschulbau auslaufen und die 2009 in das 
Grundgesetz aufgenommene ‚Schuldenbremse’ (Art. 109 Abs. 3, 115 
Abs. 2 GG) ‚greift’. De lege ferenda aufgeworfen ist aber auch die Fra�
ge nach einer Revision des sogenannten „Kooperationsverbots“ des Art. 
104b Abs. 1 S. 1 GG (i.V.m. Art. 104a Abs. 1 GG) bzw. – genauer – der 
2006 eingeschränkten „Kooperationserlaubnis“. Über eine Revision von 
Art. 104b Abs. 1 GG sollte insoweit nachgedacht werden, als dass man 

48  Münch 2007: 54; Trute 2008: 312; zum „Kollektivgut“ vgl. u. a. Olson 2004: 14.
49  Da „Landeskinderregelungen“ verfassungsrechtliche Probleme aufwerfen werden von den 
Ländern, die keine Studiengebühren erheben, oft Kompensationsleistungen im Rahmen des 
Länderfinanzausgleichs oder eines Hochschulpakts gefordert.
50  Zacher 2004: 724.
51  Vgl. auch die grundsätzlichen Warnungen vor einer „Kleinstaaterei“, vgl. Knopp 2006: 
1216.
52  Hierzu Oeter�Boysen 2005.
53  Dazu grundlegend Bauer 1992.
54  Vgl. hierzu auch Seckelmann 2010a: 79 f.
55  BVerfGE 33, 79, 116; st. Rspr. vgl BVerfGE 111, 333, 353 f.
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über eine Aufgabe der eine Beschränkung auf diejenigen Bereiche nach�
denken könnte, in denen der Bund über eine Gesetzgebungskompetenz 
verfügt (sowie die Ausnahmefälle nach Art. 104b Abs. 1 S. 2 GG). Wollte 
man sich auf die Bereiche Bildung und Wissenschaft beschränken, so wäre 
(wohl der pragmatischere Weg) zu erwägen, ob nicht eine weitere Ko�
operationsnorm in den Abschnitt VIIIa des Grundgesetzes aufgenommen 
werden sollte oder ob die bestehenden Kooperationstatbestände in Art. 
91b des Grundgesetzes insoweit erweitert werden sollten, als dass in den 
Bereichen Bildung und Wissenschaft weitere Kooperationsmöglichkeiten 
zugelassen würden.56
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